~Schweigen ist eines der am schwierigsten zu widerlegenden Argumente.”

Henry Wheeler Shaw Billings (1818-1885), amerikanischer Humorist

.Viel von sich reden kann auch ein Mittel sein, sich zu verbergen.”
Friedrich Wilhelm Nietzsche (1844-1900), deutscher Philosoph
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1 Entlastungspaket des Bundes wegen der hohen Energiepreise

Der Krieg in der Ukraine hat die angespannte Lage auf den Energiemarkten drastisch verscharft und die
Kosten fiir Strom, Lebensmittel, Heizung sowie Mobilitat in die Hohe getrieben.

Im Koalitionsausschuss vom 23.3.2022 brachte die Bundesregierung in Erganzung des Paketes vom
23.2.2022 u. a. ein Malnahmenpaket auf den Weg, das diverse zundchst langfristig wirkende
Maglichkeiten, den Verbrauch zu senken und Energieeffizienz zu steigern, umfasst. Dazu gehdren
insbesondere  Forderungen im  Wohnungsbereich bei Neubauten (Effizienzstandard 55) und
Heizungsumstellungen im Altbaubereich (Gaskesselaustauschprogramm).

Allen  einkommensteuerpflichtigen ~ Erwerbstatigen  (Steuerklassen  1-5)  soll  einmalig  eine
Energiepreispauschale in Hohe von 300 € als Zuschuss zum Gehalt ausgezahlt werden. Der Zuschlag soll
unabhéangig von den geltenden steuerlichen Regelungen (Pendlerpauschale, Mobilitatspramie, steuerfreie
Arbeitgebererstattungen, Job-Ticket) zusatzlich gewahrt werden. Die Auszahlung soll Gber die
Lohnabrechnung des Arbeitgebers erfolgen und unterliegt der Einkommensteuer. Selbststandige erhalten
nach den Planungen einen Vorschuss iiber eine einmalige Senkung ihrer Einkommensteuer-Vorauszahlung.

Fir jedes Kind soll — erganzend zum Kindergeld — ein Einmalbonus in Hohe von 100 € als sog.
Familienzuschuss ausgezahlt werden. Der Bonus wird auf den Kinderfreibetrag angerechnet. Des Weiteren
soll die bereits beschlossene Einmalzahlung von 100 € fiir Empfanger von Transferleistungen um 100 € pro
Person erhoht werden.

Die derzeitigen Planungen sehen weiterhin vor, befristet fiir 3 Monate die Energiesteuer auf Kraftstoffe auf
das europaische Mindestmald abzusenken und im offentlichen Personennahverkehr soll fiir 90 Tage ein
Ticket fir 9 € / Monat eingefiihrt werden.

Anmerkung: Nach den Planungen werden Rentner nicht entlastet.

2 \erkauf eines betrieblichen Pkw mit privater Nutzung

Mit der Anschaffung eines Gegenstandes hat der Unternehmer immer zu entscheiden, wie dieser
Gegenstand genutzt und welcher Vermdgenssphare er zugeordnet werden soll. Liegt eine ausschlielGlich
betriebliche oder ausschlieRlich private Nutzung vor, ist die Zuordnung zum Betriebs- bzw. Privatvermdgen
eindeutig. Liegt aber eine gemischte Nutzung vor, ist auf die jeweiligen Nutzungsanteile abzustellen.

Wird das Wirtschaftsgut tiber 50 % betrieblich genutzt, liegt notwendiges Betriebsvermégen vor. Bei einer
Nutzung von unter 10 % fiir betriebliche Zwecke handelt es sich um notwendiges Privatvermdgen. Befindet
sich die betriebliche Nutzung dagegen zwischen 10 % - 50 %, liegt gewillkirtes Betriebsvermdgen beim
Bilanzierenden vor und der Unternehmer hat ein Zuordnungswahlrecht. Umsatzsteuerlich gelten hierfr
andere Regelungen.

Bei einem spateren Verkauf dieses Wirtschaftsguts gibt es bei einer Zuordnung zum Privatvermégen keine
Besteuerung, da die private Vermdgenssphare unabhangig von dem Unternehmen ist. Sollte allerdings
Betriebsvermdgen vorliegen, sind die aufgedeckten stillen Reserven zwingend zu versteuern.

Bei Pkws, welche dem gewillkiirten Betriebsvermdgen zugeordnet sind, also betrieblich und privat genutzt
werden, findet im Falle einer VerdulRerung eine volle Besteuerung der stillen Reserven statt. Das entschied
der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 16.6.2020. Auch wenn man zunachst davon ausgehen konnte,
dass die geltend gemachte Abschreibung (AfA) den privaten Nutzungsanteil des Kfz ,,neutralisiert”, ist dies
kein Grund fir eine lediglich anteilige Beriicksichtigung des Verdulerungserloses oder fir eine
gewinnmindernde Korrektur der AfA, welche auf die Privatfahrten entfallt.
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Bitte beachten! Gegen dieses Urteil wurde nun eine Verfassungsbeschwerde beim
Bundesverfassungsgericht (Az: 2 BvR 6121/20) eingereicht. Bis zu dessen Entscheidung sollten
vergleichbare Félle offengehalten werden.

3 Bundesfinanzministerium aul3ert sich zur Nutzungsdauer fir Computer-
Hard- und Software

Die betriebsgewohnliche Nutzungsdauer, die der Abschreibung zugrunde zu legen ist, wurde fiir Computer-
Hard- und Software seit rund 20 Jahren nicht mehr gepriift und bedarf deshalb einer Anpassung an die
geédnderten tatsachlichen Verhaltnisse.

In seinem neuen Schreiben vom 22.2.2022 stellt das Bundesfinanzministerium (BMF) erganzend zu seinem
Schreiben v. 26.2.2021 Folgendes klar: Computer-Hard- und Software unterliegt auch weiterhin der
Regelabschreibung. Die Mdglichkeit, eine kiirzere betriebsgewdhnliche Nutzungsdauer zugrunde zu legen,
stellt aber keine besondere Form der Abschreibung oder -methode und keine Sofortabschreibung dar.

Auch bei einer grundsatzlich anzunehmenden Nutzungsdauer von 1 Jahr gilt, dass
e die Abschreibung im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung, mithin bei Fertigstellung beginnt
o die Wirtschaftsguter in ein zu flhrendes Bestandsverzeichnis aufzunehmen sind
o der Steuerpflichtige von dieser Annahme auch abweichen kann und
e die Anwendung anderer Abschreibungsmethoden grundséatzlich moglich ist.

Die Finanzverwaltung will es nicht beanstanden, wenn abweichend von den Vorgaben des
Einkommensteuergesetzes die Abschreibung im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Hohe
vorgenommen wird.

Begriffsbestimmung: Der Begriff ,,Computerhardware” umfasst Desktop-Computer, Notebook-Computer,
Tablets,  Desktop-Thin-Clients, ~ Workstations, ~ Dockingstations, ~ externe  Speicher-  und
Datenverarbeitungsgerdte (Small-Scale-Server), externe Netzteile sowie Peripheriegerate. Das BMF-
Schreiben, das auch im Netz unter www.bundesfinanzministerium.de und dort unter Service ->
Publikationen -> BMEF-Schreiben gefunden werden kann, enthalt auch eine genaue Definition der
Wirtschaftsgiiter, deren Aufzahlung den Rahmen dieses Informationsschreibens sprengen wiirde.

Die Abschreibungsregelungen finden erstmals Anwendung in Gewinnermittlungen fir Wirtschaftsjahre, die
nach dem 31.12.2020 enden. In Gewinnermittlungen nach dem 31.12.2020 konnen diese Grundsétze auch
auf entsprechende Wirtschaftsgiiter angewandt werden, die in friiheren Wirtschaftsjahren angeschafft
oder hergestellt wurden und bei denen eine andere als die einjahrige Nutzungsdauer zugrunde gelegt
wurde.

Die Regelung findet auch fiir Uberschusseinkiinfte Anwendung. Fiir Wirtschaftsgiiter des Privatvermégens,
die zur Einkinfteerzielung verwendet werden, gilt die Regelung ab dem Veranlagungszeitraum 2021
entsprechend.

4 Erstattung von Parkgebihren an Arbeithnehmer kann zu Arbeitslohn
fahren

Die Erstattung von Parkgebiihren bei Fahrten Wohnung - Arbeitsstatte filhrt zu steuer- und
sozialversicherungspflichtigem Arbeitslohn der Mitarbeiter. Eine pauschale Versteuerung mit 15 % ist nicht
madglich, weil mit der gesetzlichen Entfernungspauschale auch Parkgebiihren abgegolten sind.
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Nach Auffassung des Niedersachsischen Finanzgerichts (FG) in seiner Entscheidung vom 16.3.2022 erfolgt
die Ubernahme von Parkgebiihren nicht im Gberwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers,
sondern immer auch im Interesse der Arbeitnehmer, die diese Kosten zu tragen hatten, auch wenn die
Erstattung von Parkkosten bei fehlenden kostenlosen Parkmdglichkeiten ein plnktliches Erscheinen der
Beschéftigten am Arbeitsplatz und damit einen reibungslosen Betriebsablauf beglinstigen.

Die Finanzbehorde kann nach Auffassung des FG in einem solchen Fall, in dem jahrlich mehrere hundert
Beschaftigte des Arbeitgebers betroffen sind, die zudem steuerlich bei unterschiedlichen
Wohnsitzfinanzamtern gefiihrt werden, anstelle der Arbeitnehmer allein den Arbeitgeber steuerlich in
Anspruch nehmen.

5 Sonderausgabenabzug fir Kinderbetreuungskosten — hier: Anrechnung
steuerfreier Zuschusse

Neben den Kosten, die dem Steuerpflichtigen im Zusammenhang mit erzielten Einkiinften entstanden sind,
konnen auch Aufwendungen steuerlich beriicksichtigt werden, die zwar grundsatzlich der privaten
Vermogenssphare zuzuordnen sind, aber bei der individuellen Steuerbelastung beriicksichtigt werden
sollen. Dazu gehdren unter anderem Kinderbetreuungskosten.

Als Sonderausgaben kénnen 2/3 der Kinderbetreuungskosten von hachstens 6.000 €, also 4.000 € im Jahr
pro Kind steuerlich geltend gemacht werden. Hat der Arbeitgeber entsprechende Zuschisse geleistet, sind
diese aber auch steuerlich anzugeben.

Der Bundesfinanzhof (BFH) beschaftigte sich in seiner Entscheidung vom 1.9.2021 mit dem Thema. Dazu
kam es, als zusammenveranlagte Ehegatten in ihrer Einkommensteuererklarung die Kindergartenbeitrage
fur das gemeinsame Kind als Sonderausgaben ansetzten. Von dem Arbeitgeber erhielten sie zudem einen
steuerfreien Zuschuss fir die Betreuung des Kindes. Das Finanzamt lieR den steuerlichen Ansatz der
Kosten nicht zu.

Seit dem Veranlagungszeitraum 2012 sind Kosten fir die Unterbringung und Betreuung von Kindern
steuerlich ausschlieRlich als Sonderausgaben ansetzbar. Sollte es sich um vorschulische Betreuungskosten
handeln und zahlt der Arbeitgeber Zuschiisse, dann sind die Aufwendungen zwingend um diesen Betrag zu
kiirzen. Das liegt daran, dass die Steuerpflichtigen auch nur die Kosten steuermindernd angeben diirfen,
die sie tatsachlich selber getragen haben, sodass keine ungerechtfertigte Bereicherung vorliegt.

6 TERMINSACHE: Frist durch das Transparenzregister- und
Finanzinformationsgesetz beachten

Seit dem 1.8.2021 ist das Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz in Kraft. Mitteilungspflichtig
sind juristische Personen des Privatrechts (z. B. GmbH, AG, eingetragene und konzessionierte Vereing,
rechtsfahige Stiftungen) und eingetragene Personengesellschaften (KG, OHG, PartG), sowie nicht
rechtsfahige Stiftungen (soweit der Stiftungszweck aus der Sicht des Stiftenden eigenniitzig ist), ferner
Trusts und vergleichbare Rechtsgestaltungen mit dem Satzungssitz in Deutschland.

Alle diese Vereinigungen miissen ihre wirtschaftlich berechtigten Personen anmelden. Von der
Meldepflicht ausgenommen sind nicht eingetragene Vereine, Gesellschaften birgerlichen Rechts (GbR),
Stille Gesellschaften sowie Erbengemeinschaften.

Das  Transparenzregister ~ wird  gefihrt vom  Bundesanzeiger Verlag und ist  unter
www.transparenzregister.de aufrufbar. Die Eintragungen in das Transparenzregister sind dort elektronisch
vorzunehmen. Dafir sieht das Gesetz folgende Ubergangsfristen vor:
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e bis zum 30.6.2022: fiir Gesellschaften mit beschrankter Haftung, Genossenschaften, Europaische
Genossenschaft oder Partnerschaft

e bis zum 31.12.2022: in allen anderen Fallen.
e \Vereine werden automatisch in das Transparenzregister eingetragen.

e bereits am 31.3.2022 ausgelaufen: fiir Aktiengesellschaften, SE (Europdische Gesellschaft) oder
Kommanditgesellschaft auf Aktien.

Bitte beachten! VerstéRRe gegen die oben genannten Transparenzpflichten sind Ordnungswidrigkeiten und
konnen mit einer GeldbuRe geahndet werden.

7 Abweichende Gewinnverteilung bei einer GmbH

Was die Gewinnausschiittung bei Kapitalgesellschaften betrifft, konnen die Gesellschafter in den meisten
Fallen jahrlich freie Entscheidungen Gber die Verwendung der erwirtschafteten Gewinne treffen. Steuerlich
fuhren offene Ausschiittungen grundsatzlich zu Einkinften aus Kapitalvermégen, inwiefern sich diese
Tatsache aber andert, wenn der Gewinn stattdessen in eine personenbezogene Riicklage gefiihrt wird,
hatte der Bundesfinanzhof (BFH) zu entscheiden.

Gesellschafter mehrerer GmbHs stellten die Jahresabschliisse fest und errechneten die einzelnen
Gewinne. In diesem Zusammenhang beschlossen sie, dass eine Ausschittung in Anlehnung an die
gehaltenen Anteile vorgenommen werden sollte. Es bestand stattdessen jedoch auch die Maglichkeit, sich
den anteiligen Gewinn nicht ausschiitten zu lassen und den personenbezogenen Riicklagen hinzuzubuchen.
Das Finanzamt setzte in diesen Féllen, trotz fehlender Ausschiittung, Einkiinfte aus Kapitalvermégen fest.

Dies geschah jedoch zu Unrecht, wie der BFH entschied. Um personengebundene Ausschittungen aus
Riicklagen vornehmen zu konnen, wird erneut ein Gesellschafterbeschluss bendtigt, sodass erst dann die
Auszahlung vorgenommen und ein entsprechender Zufluss vorliegen kénnte. Durch die Entscheidung gegen
die Auszahlung und fiir die Riicklage kann es zu keinem Zufluss gekommen sein, welcher fiir den Ansatz
von Kapitaleinkiinften notwendig ware. Somit darf auch kein Ansatz im Einkommensteuerbescheid
erfolgen. Ob es sich bei dem Sachverhalt um einen beherrschenden Gesellschafter handelt oder nicht, ist
fir die Beurteilung irrelevant.

8 Gewerbemiete trotz Corona-Schliel3ung

Wahrend des sog. ,Lockdowns” Ende 2020 mussten viele Geschafte schlieen. Die Mietvertrage liefen
trotzdem weiter, obwohl haufig kein Gewinn mehr erwirtschaftet werden konnte. Der Gesetzgeber hat
darauf mit einem neuen Gesetz reagiert, nach dem ein ,Wegfall der Geschaftsgrundlage” vermutet wird,
wenn die gemieteten Raumlichkeiten wegen des Lockdowns nicht oder nur noch mit erheblichen
Einschrankungen verwendet werden konnen. Darauf berief sich auch ein Mdbelhaus in Osnabrick und
verlangte die Reduzierung der Miete fiir eine angemietete Lagerhalle.

Das Oberlandesgericht Oldenburg entschied am 29.3.2022 dazu, dass kein Anspruch auf eine Anpassung
der Miete besteht, da die Lagerhalle in der Lockdown-Zeit durchaus nutzbar war. Die Firma hatte die Mdbel
namlich online vertrieben und auch stationare Verkaufe tber ,click & collect” getatigt. Die Lagerhalle war in
ihrer Funktion durch den Lockdown daher gerade nicht betroffen gewesen. Etwas anderes konnte ggf. fiir
das Ladengeschaft selbst gelten.
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Die Revision zum Bundesgerichtshof wurde zugelassen, weil die Sache grundsatzliche Bedeutung hat und
noch nicht hochstrichterlich geklart ist, ob die neue Gesetzesregelung auch auf Lagerhallen anzuwenden
ist.

9 Verteilung der CO2-Kosten auf Mieter und Vermieter

Am 2.4.2022 einigten sich der Bundeswirtschaftsminister, die Bundesbauministerin und der
Bundesjustizminister auf eine Teilung der CO2-Kosten zwischen Vermietern und Mietern sowohl bei den
Wohn- als auch Nichtwohngebauden.

Mit einem Stufenmodell sollen anhand der spezifischen CO2-Emissionen des vermieteten Gebdudes die
produzierten CO2-Kosten kiinftig anteilig entsprechend der Verantwortungsbereiche umgelegt werden. Je
schlechter die Energiebilanz des jeweiligen Gebaudes, desto hoher ist der zu tragende Kostenanteil fiir die
Vermieter.

Bei Wohnungen mit einer besonders schlechten Energiebilanz (>=52 kg C02/m2/a) ibernehmen die
Vermieter 90 % und die Mieter 10 % der CO2-Kosten. Je 50 % der CO2-Kosten tragen Mieter und
Vermieter bei einem Wert von 32 -< 37 kg C02/m2/a. Bei Gebauden mit einem sehr effizienten Standard
(<12 kg CO2/m2/a) miissen die Vermieter keine CO2-Kosten mehr tragen.

Das Stufenmodell gilt fiir alle Wohngebaude einschliellich Wohn-, Alten- und Pflegeheimen und Gebaude
mit  gemischter ~ Nutzung, in  denen Brennstoffe genutzt werden, die unter das
Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) fallen. Die Festlegung der von den Parteien pro Wohneinheit zu
tragenden CO2-Kosten erfolgt Uber die Heizkostenabrechnung. Den Vermietern werden mit der
Brennstoffrechnung alle fiir die Berechnung erforderlichen Daten an die Hand gegeben, sodass sie die
Verteilung der CO2-Kosten leicht ermitteln kénnen.

Bei Nichtwohngebduden wie z. B. Gewerberdumen greift die 50:50-Aufteilung, die bereits im
Koalitionsvertrag als Mdglichkeit festgelegt wurde. Die Mietparteien konnen, sofern sie handelseinig
werden, einen Ausgleich z. B. Gber die Mietkosten vereinbaren.

Anmerkung: Geplant ist, dass die Regelung zum 1.1.2023 in Kraft tritt.

10 Veréffentlichung Kinderfotos — beide Eltern miissen zustimmen

Grundsatzlich ist fir die Verbreitung von Fotos des Kindes in digitalen sozialen Medien die Einwilligung
beider sorgeberechtigter Elternteile erforderlich.

In einem vom Oberlandesgericht Diisseldorf (OLG) entschiedenen Fall lebten die Eheleute getrennt und
hatten das gemeinsame elterliche Sorgerecht fir ihre Téchter. Die Madchen leben bei der Kindesmutter
und haben mit dem Vater regelmalig Umgang. Die Lebensgefahrtin des Vaters hatte Fotos der Kinder
aufgenommen, diese in ihren Facebook-Account und bei Instagram eingestellt und zur Werbung fir ihr
Friseurgewerbe verbreitet. Die Kindesmutter war davon nicht in Kenntnis gesetzt worden. Der Vater hat
der Verbreitung der Bilder in den sozialen Medien zugestimmt.

Das offentliche Teilen der Bilder bei Facebook und bei Instagram und ihre Einstellung auf der \Webseite, um
deren rechtliche Abwehr es geht, hat schwer abzuandernde Auswirkungen auf die Entwicklung der Kinder.
Das ergibt sich aus der Tragweite der Verbreitung von Fotos in digitalen sozialen Medien unter
Beriicksichtigung der hiervon betroffenen Privatsphare der Kinder und des gebotenen Schutzes ihrer
Personlichkeit.
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Der Personenkreis, dem die Fotos auf diese Weise zuganglich gemacht werden, ist unbegrenzt. lhre
Weiterverbreitung ist kaum kontrollierbar. Eine verlassliche Ldschung der Bilder ist nicht maglich. Die
Kinder werden mit diesen Abbildungen aus ihrer Kindheitszeit potenziell fiir immer seitens eines
unbeschrankten Personenkreises konfrontiert sein. Das tangiert splrbar die Integritat ihrer Personlichkeit
und ihrer Privatsphére.

Entsteht keine Einigung Gber die Verbreitung der Bilder, kann das Sorgerecht in dieser Angelegenheit einem
Elternteil ibertragen werden. Das OLG kam zu dem Urteil, dass es dem Kindeswohl am besten entspricht,
wenn die Entscheidung iber das rechtliche Vorgehen gegen eine Verdffentlichung demjenigen Elternteil zu
ubertragen ist, der die weitere Bildverbreitung verhindern wollte. In diesem Fall also der leiblichen Mutter.

11 TERMINSACHE: Abgabe der Erklarung zur Feststellung des
Grundsteuerwerts ab 1.7.2022

Fir Lander, in denen das sog. Bundesmodell Anwendung findet (Berlin, Brandenburg, Bremen,
Mecklenburg-Vorpommern, NRW, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein
und Thiiringen), haben die Finanzminister die Aufforderung zur Abgabe der Erklarung zur Feststellung des
Grundsteuerwerts fiir den Hauptfeststellungszeitpunkt 1.1.2022 6ffentlich bekannt gemacht.

Die dafiir erforderlichen elektronischen Formulare zur Feststellung des Grundsteuerwerts werden Uber
.Mein Elster” bereitgestellt. Folgende Personen sind zur Abgabe der Feststellungserklarung verpflichtet:

o FEigentimer eines Grundstcks in den 0.g. Landern.
o FEigentimer eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft in den 0.g. Landern.

e Bei Grundstiicken in den 0.g. Landern, die mit einem Erbbaurecht belastet sind: Erbbauberechtigte
unter Mitwirkung der Eigentiimer des Grundstiicks (Erbbauverpflichtete).

e Bei Grundstiicken in den o0.g. Ladndern mit Gebauden auf fremdem Grund und Boden: Eigentiimer
des Grund und Bodens unter Mitwirkung des Eigentiimers des Gebaudes.

Die elektronisch abzugebenden Feststellungserklarungen kénnen ab 1.7.2022 eingereicht werden. Die
Abgabefrist lauft nach derzeitigem Stand bis zum 31.10.2022. Maligebend fiir die personliche
Erklarungspflicht sind die Verhaltnisse am 1.1.2022. Die anderen Bundeslander fordern eigenstandig durch
offentliche Bekanntmachung zur Abgabe auf. In der Regel missen auch diese auf elektronischem Wege
abgegeben werden und es gelten voraussichtlich die gleichen Fristen.

12 Bundesfinanzministerium senkt Zinssatz fir Nachzahlungen und
Erstattungen auf 0,15 % pro Monat

Das Bundeskabinett hat am 30.3.2022 den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung der
Abgabenordnung und des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung beschlossen. Der Gesetzentwurf senkt
den Zinssatz fiir Nachzahlungs- und Erstattungszinsen riickwirkend von ehemals 0,5 % pro Monat ab dem
1.1.2019 auf 0,15 % pro Monat (= 1,8 % pro Jahr). Die Angemessenheit dieses Zinssatzes ist unter
Beriicksichtigung der Entwicklung des Basiszinssatzes mindestens alle drei Jahre mit Wirkung fir
nachfolgende Verzinsungszeitrdume zu evaluieren — spatestens also erstmals zum 1.1.2026. Die
Neuregelung setzt den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 8.7.2021 um.

Die Neuregelung des Zinssatzes fiir Nachzahlungs- und Erstattungszinsen fiir Verzinsungszeitraume ab
1.1.2019 gqilt fir alle Steuern, auf die die Vollverzinsung anzuwenden ist. Der Erlass von
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Nachzahlungszinsen bei vor Falligkeit freiwillig geleisteten Zahlungen wird im Gesetz verankert und damit
auch auf die von Kommunen verwaltete Gewerbesteuer erstreckt.

13 Hausliches Arbeitszimmer muss flir ausgetibte Tatigkeit nicht erforderlich
sein

Durch die Corona-Pandemie hat sich die Einstellung tiber den Nutzen eines Arbeitszimmers und Homeoffice
wohl in den meisten Kopfen geandert. Zu diesem Thema hat der Bundesfinanzhof (BFH) kiirzlich ein Urteil
veroffentlicht, in dem es um die Absetzbarkeit als \Werbungskosten geht, wenn die Tatigkeit auch ohne ein
Arbeitszimmer ausgetbt werden kann.

Im entschiedenen Fall gab eine Flugbegleiterin in ihrer Einkommensteuer ein hausliches Arbeitszimmer als
Werbungskosten an. Die Tatigkeiten, die sie dort ausibe, stehen in direktem Zusammenhang zu ihrem
Beruf. Zudem hat sie keinen anderen Arbeitsplatz. Das Finanzgericht (FG) entschied sich gegen einen
Ansatz als Werbungskosten, da die Arbeitnehmerin nur einen geringen Anteil ihrer Gesamtarbeitszeit das
hausliche Arbeitszimmer nutze und sie diese Arbeiten z. B. auch am Kiichentisch hatte erledigen kénnen.

Fir den BFH waren die Argumente des FG jedoch nicht malgebend. Das Gesetz typisiert die
Erforderlichkeit eines Arbeitszimmers fir die Falle, in denen das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der
gesamten Tatigkeit bildet oder in denen kein anderer Arbeitsplatz zur Verfiigung steht. Wenn dem
Arbeitnehmer kein anderer Arbeitsplatz zur Verfligung steht, ist es aber kein Grund den Abzug als
Werbungskosten abzulehnen, wenn die Arbeiten auch an anderen Orten im Haushalt ausgefiihrt hatten
werden kénnen.

Anmerkung: An den grundsatzlichen Voraussetzungen zum Arbeitszimmer selbst hat sich indes nichts
gedndert. Bitte im Bedarfsfall unbedingt durch uns beraten lassen!

14 Keine sog. Spekulationssteuer flir (rechtswidrig) bewohntes Gartenhaus

Der erzielte Gewinn von innerhalb von 10 Jahren verkauften Grundstiicken unterliegen i.d.R. der
Besteuerung. Dies ist aber nicht der Fall, wenn Grundsticke in dem Zeitraum zwischen Anschaffung und
VerdulRerung zu eigenen Wohnzwecken genutzt werden. Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs
(BFH) vom 26.10.2021 liegt eine solche Nutzung auch dann vor, wenn der Steuerpflichtige ein (voll
erschlossenes) ,Gartenhaus” baurechtswidrig dauerhaft bewohnt.

Dafiir muss die Immobilie aber tatsachlich — z. B. durch ihre Beschaffenheit — zum dauerhaften Bewohnen
geeignet sein. Nach Auffassung des BFH ist der Gesetzeszweck bei baurechtswidriger Nutzung von
\Wohneigentum ebenso erflillt wie bei einer mit dem Baurecht iibereinstimmenden Nutzung.

15 Entlastungsbetrag fur Alleinerziehende im Trennungsjahr

Alleinerziehende haben die Mdglichkeit einen sog. Entlastungsbetrag in Hohe von 4.008 € zzgl. 240 € fiir
jedes weitere Kind steuerlich geltend zu machen. Voraussetzung dafiir ist, dass ein oder mehrere Kinder
zum Haushalt gehéren und ihnen fiir diese ein Kinderfreibetrag oder Kindergeld zusteht. Das Kind gehort zu
dem Haushalt, unter der Adresse es gemeldet ist. Das beantragende Elternteil gilt als alleinstehend, wenn
die Voraussetzung fir das Splitting-Verfahren nicht vorliegen, es verwitwet ist und keine
Haushaltsgemeinschaft mit einer anderen Person bildet, soweit diese keinen Kindergeldanspruch hat.

Uber die Anwendung des Entlastungsbetrags fiir Ehegatten im Trennungsjahr hatte der Bundesfinanzhof
(BFH) mit Urteil vom 28.10.2021 zu entscheiden. Im entschiedenen Fall liel§ sich ein Ehepaar scheiden und
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reichte fiir den Zeitraum des Trennungsjahres jeweils eine Einzelveranlagung beim Finanzamt ein. Zudem
beantragte der Elternteil, bei dem das gemeinsame Kind nach der Trennung lebte, den Entlastungsbetrag
fur Alleinerziehende. Das Finanzamt erkannte diesen jedoch nicht an, da von der Mdglichkeit des Splitting-
Verfahrens Gebrauch gemacht wurde, was gegen den Ansatz des Entlastungsbetrags spricht.

Der BFH entschied sich letztendlich jedoch fir den Ansatz im Trennungsjahr. Zwar sollen einzeln veranlagte
Ehegatten den Entlastungsbetrag nicht in Anspruch nehmen konnen, der Gesetzgeber machte damit aber
nicht Ehegatten im Trennungsjahr ausschlieRen. In diesem Fall darf eine zeitanteilige Gewahrung erfolgen
und zwar fiir die Monate, in denen die Voraussetzungen vorliegen. Das ist hier ab dem Zeitpunkt der
Trennung.

Bitte beachten! Dies setzt aber voraus, dass der antragstellende Ehegatte nicht direkt eine neue
Haushaltsgemeinschaft gegriindet hat, da dies den Ansatz des Entlastungsbetrags definitiv ausschlief3t.

16 Steuerliche Berlcksichtigung von Mieterabfindungen

Kaufen oder bauen Steuerpflichtige ein Gebaude, welches spater zu Vermietungszwecken genutzt werden
soll, ist es (blich, dass nach Anschaffung oder Herstellung noch einige Kosten anfallen. In den ersten 3
Jahren kann es sich bei den Kosten um anschaffungsnahe Herstellungskosten handeln. Sobald
Aufwendungen fiir Renovierungen u. A. die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten mit mindestens 15 %
ubersteigen, sind diese Aufwendungen nicht sofort als \Werbungskosten absetzbar, sondern miissen Gber
die AfA jahrlich abgeschrieben werden.

In einem zu diesem Sachverhalt vom Finanzgericht Miinster (FG) am 12.11.2021 entschiedenen Fall erwarb
eine Steuerpflichtige \Wohneinheiten, renovierte diese (iber einen Zeitraum von 2 Jahren und vermietete
die Einheiten anschlieBend wieder. Um die Renovierung maglichst einfach durchfihren zu konnen, zahlte
die Eigentimerin allen bisherigen Mietern eine Abfindung, damit diese vor Beginn der Renovierung
ausziehen. Diese Abfindung machte sie als \Werbungskosten geltend.

Das FG erkannte die Mieterabfindungen nicht als sofort abziehbare \Werbungskosten an, sondern fligte die
Aufwendungen den Anschaffungskosten hinzu, die tber die Lebensdauer der Immobilie abzuschreiben sind.
Die Abfindungen wurden gezahlt, damit die fiir die Vermietung notwendige Renovierung durchgefiihrt
werden konnte.

Das FG begriindete seine Entscheidung damit, dass ein direkter Zusammenhang zwischen den Zahlungen
und der Durchfiihrung der Renovierungsmafinahme vorliegt, sodass beide Malinahmen den
anschaffungsnahen Herstellungskosten zuzuordnen sind. Wirden die Abfindungen dagegen mit
Malinahmen in Zusammenhang stehen, die keine anschaffungsnahe Herstellungskosten sind, wiirden sie
Werbungskosten darstellen.

Anmerkung: Gegen das Urteil wurde Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt. Betroffene Steuerpflichtige
konnen sich auf das anhédngige Verfahren berufen und um Ruhen des Verfahrens bis zur Entscheidung des
BFH (AZ: IX R 29/21) ersuchen.

17 Unterhaltsaufwendungen fiir in Deutschland geduldete ukrainische
Angehorige

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 2.12.2021 sind Unterhaltsleistungen an in
Deutschland (lediglich) geduldete (= Aussetzung der Abschiebung), nicht unterhaltsberechtigte
Angehdrige nicht als auRergewohnliche Belastungen zu beriicksichtigen. Dies gilt nach seiner Auffassung
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auch dann, wenn sich der Steuerpflichtige gegeniiber der Auslanderbehérde/Auslandsvertretung
verpflichtet hat, die Kosten fiir den Lebensunterhalt seiner Angehdrigen zu tragen.

Anmerkung: Der BFH stellt klar, dass gesetzlich unterhaltsberechtigt diejenigen Personen sind, denen
gegeniiber der Steuerpflichtige nach dem Birgerlichen Gesetzbuch (BGB) unterhaltsverpflichtet ist. Dies
sind Verwandte in gerader Linie, wie z. B. Kinder, Enkel, Eltern und GrolReltern, nicht hingegen Verwandte
in der Seitenlinie.

18 Bundesrat billigt Heizkostenzuschuss

Der Bundesrat hat am 8.4.2022 dem Heizkostenzuschussgesetz zugestimmt. Er gilt vom 1.6.2022 bis Ende
Mai 2032. Danach erhalten Empfanger von Wohngeld, BAf6G und weiteren Bildungsférderungen einen
einmaligen Zuschuss, um den starken Anstieg der Heizkosten aufgrund der hohen Energiepreise
abzufedern.

Jeder Ein-Personen-Haushalt im Wohngeldbezug erhélt einmalig einen Zuschuss von 270 €, ein Zwei-
Personen-Haushalt 350 € und jedes weitere Familienmitglied 70 €. Voraussetzung ist dabei, dass
mindestens ein Monat des Leistungsbezugs in den Bewilligungszeitraum zwischen dem 1.10.2021 und
dem 31.3.2022 fallt.

19 Quarantane — keine Nachgewahrung von Urlaub

Erkrankt ein Arbeitnehmer wahrend des Urlaubs, so werden die durch arztliches Zeugnis nachgewiesenen
Tage der Arbeitsunfahigkeit auf den Jahresurlaub nicht angerechnet. Diese Regelung aus dem
Bundesurlaubsgesetz (BUrIG) findet jedoch keine analoge Anwendung, wenn ein nicht arbeitsunfahig
erkrankter Arbeitnehmer wahrend seines Urlaubs aufgrund einer Absonderungsanordnung (Quaranténe)
des Gesundheitsamtes wegen eines Ansteckungsverdachts mit einer Covid 19-Infektion das Haus nicht
verlassen darf.

Der Sinn und Zweck dieser Regelung im BUrlG besteht darin, dass eine eintretende Arbeitsunfahigkeit den
Urlaubsanspruch des Arbeitnehmers nicht mindern soll. Eine Quarantdneanordnung ist nach einem Urtelil
des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein vom 15.2.2022 nicht mit der Arbeitsunfahigkeit wahrend
des Urlaubs gleichzusetzen. Wie ein Arbeitnehmer sich erholt, bleibt ihm (iberlassen.

Er kann den Urlaub auch wahrend der ganzen Zeit zuhause spielend vor der PC-Konsole oder im
Wohnzimmer liegend verbringen. In diesen Fallen wird er durch eine Quaranténe Uberhaupt nicht in der
Verwirklichung des Urlaubszwecks beeintrachtigt. Bei einer Analogie kommt es jedoch auf die typische
Vergleichbarkeit an und nicht auf den im Einzelfall festzustellenden Grad der Beeintrachtigung.

Die analoge Anwendung der Regelung im BUrIG kann danach nicht davon abhéngen, wie ein Arbeitnehmer
im konkreten Fall beabsichtigte, seinen Urlaub zu verbringen.

Alle Beitrage dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung fiir deren Inhalt kann jedoch nicht ibernommen werden. Eine
Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfiigung gestellt werden. Fiir Fragen stehen wir lhnen geme zur Verfiigung.

20 In eigener Sache

Unabhéngig von den derzeitigen Erleichterungen machen wir darauf aufmerksam, dass bei uns weiterhin
verstarkte Coronaregeln gelten. Also wo immer mdglich auf personliche Besuche verzichten und bei
unvermeidlichen Besuchen maglichst alleine kommen, Maske tragen, Desinfektionsmittel benutzen und
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den Mindestabstand einhalten. Akut Erkrankte oder Verdachtsfdlle nehmen bitte ausschlieRlich
telefonischen Kontakt auf. Wir bitte um Verstandnis.

(L

Christine Hartwig StBin

Mandanteninfo Mai/Juni 2022 e Seite 11 von 11



	1 Entlastungspaket des Bundes wegen der hohen Energiepreise
	2 Verkauf eines betrieblichen Pkw mit privater Nutzung
	3 Bundesfinanzministerium äußert sich zur Nutzungsdauer für Computer-Hard- und Software
	4 Erstattung von Parkgebühren an Arbeitnehmer kann zu Arbeitslohn führen
	5 Sonderausgabenabzug für Kinderbetreuungskosten – hier: Anrechnung steuerfreier Zuschüsse
	6 TERMINSACHE: Frist durch das Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz beachten
	7 Abweichende Gewinnverteilung bei einer GmbH
	8 Gewerbemiete trotz Corona-Schließung
	9 Verteilung der CO2-Kosten auf Mieter und Vermieter
	10 Veröffentlichung Kinderfotos – beide Eltern müssen zustimmen
	11 TERMINSACHE: Abgabe der Erklärung zur Feststellung des Grundsteuerwerts ab 1.7.2022
	12 Bundesfinanzministerium senkt Zinssatz für Nachzahlungen und Erstattungen auf 0,15 % pro Monat
	13 Häusliches Arbeitszimmer muss für ausgeübte Tätigkeit nicht erforderlich sein
	14 Keine sog. Spekulationssteuer für (rechtswidrig) bewohntes Gartenhaus
	15 Entlastungsbetrag für Alleinerziehende im Trennungsjahr
	13 Häusliches Arbeitszimmer muss für ausgeübte Tätigkeit nicht erforderlich sein
	14 Keine sog. Spekulationssteuer für (rechtswidrig) bewohntes Gartenhaus
	15 Entlastungsbetrag für Alleinerziehende im Trennungsjahr
	13 Häusliches Arbeitszimmer muss für ausgeübte Tätigkeit nicht erforderlich sein
	14 Keine sog. Spekulationssteuer für (rechtswidrig) bewohntes Gartenhaus
	15 Entlastungsbetrag für Alleinerziehende im Trennungsjahr
	13 Häusliches Arbeitszimmer muss für ausgeübte Tätigkeit nicht erforderlich sein
	14 Keine sog. Spekulationssteuer für (rechtswidrig) bewohntes Gartenhaus
	15 Entlastungsbetrag für Alleinerziehende im Trennungsjahr

